
Die Europäische Union und Israel unterhalten bereits 
seit vielen Jahren enge Beziehungen, die sowohl wirt-
schaftliche als auch politische Dimensionen umfassen. 
1981 eröffnete die damalige Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft ihre diplomatische Repräsentanz in Tel 
Aviv. Mit 0,8 Prozent des EU-Außenhandels steht der 
Staat am östlichen Mittelmeer an 25. Stelle der EU-
Handelspartner: Angesichts einer Bevölkerungsgröße 
von ca. 9,9 Millionen eine beachtliche Leistung.1  Für 
Israel ist die EU mit 28,8 Prozent wiederum der wich-
tigste Handelspartner. Auch die israelische Beteiligung 
an dem EU-Forschungsprogramm Horizon Europe ist 
eine Erfolgsgeschichte in der Zusammenarbeit.

Der Russisch-Ukrainische Krieg wie auch der Terroran-
griff auf Israel am 07. Oktober 2023 und der andauern-
de Hamas-Israel Krieg sowie der Konflikt zwischen der 
Hisbollah und Israel beeinflussen die Beziehungen zwi-
schen Israel und der EU nachhaltig. Drei Themenberei-
che sind hier aktuell entscheidend: Die diplomatischen 

Bemühungen um eine Verbesserung der israelisch-
palästinensischen Beziehungen, der Umgang mit der 
iranischen Bedrohung und dessen Atomprogramm 
sowie die Neuaufstellung der EU-Außenhandelspolitik 
gegenüber dem Nahen Osten. Dieses Briefing liefert 
einen Überblick über diese Bereiche.

Der aktuelle Stand der Beziehungen 

Seit 2000 ist das EU-Israel-Assoziationsabkommen in 
Kraft, das neben handelspolitischer Liberalisierung ei-
nen regelmäßigen politischen Austausch beider Seiten 
vorsieht. Der EU-Israel-Assoziationsrat nahm fortan die 
Rolle eines Austauschforums ein. 2013 wurden die re-
gelmäßigen Konsultationen jedoch unterbrochen: Als 
Reaktion auf die Entscheidung der EU, im Warenimport 
zwischen Israel und israelischen Siedlungen im West-
jordanland und auf den Golanhöhen zu unterscheiden 
und letztere bei Handelsliberalisierungen nicht zu be-
rücksichtigen, setzte Israel seine Beteiligung am Gremi-
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■	 Die	EU	und	Israel	sind	wichtige	wirtschaftliche	Partner.	Mit	dem	India-Middle	East-Europe	Economic	Corridor	besteht	
die	Chance,	die	Zusammenarbeit	zu	vertiefen	und	Indien	und	den	arabischen	Raum	einzubeziehen.	Als	wirtschaft-
liche	Ergänzung	der	Abraham-Abkommen	stellt	der	IMEC	eine	Chance	für	die	Stabilisierung	des	Nahen	Ostens	dar.

■	 Nach	Ende	des	Hamas-Israel-Krieges	sollte	die	EU	sich	konstruktiv	in	Gaza	einbringen,	z.B.	durch	eine	Wiederaufnah-
me	der	European	Union	Border	Assistance	Mission	Rafah	(EUBAM-Rafah).	

■	 Mit	Blick	auf	den	Israelisch-Palästinensischen	Konflikt	kann	die	EU	eine	konstruktive	Rolle	spielen.	Diese	setzt	voraus,	
dass	der	Grundsatz	der	Konfliktlösung	auf	Basis	von	Verhandlungen	die	EU-Politik	bestimmt.	Unilaterale	Schritte	wie	
eine	einseitige	Anerkennung	der	Staatlichkeit	Palästinas	müssen	vermieden	werden.

■	 Die	EU	verfolgt	eine	zurückhaltende	Politik	gegenüber	dem	Iran,	die	sich	auch	aus	institutionellen	Zusammenhängen	
erklärt.	Für	einen	erfolgreichen	Umgang	ist	eine	Doppelstrategie	aus	Sanktionen	und	Verhandlungsangebot	notwen-
dig,	die	sich	den	NATO-Doppelbeschluss	als	Vorbild	nimmt.	Das	Korps	der	islamischen	Revolutionsgarde	sollte	in	die	
EU-Terrorliste	aufgenommen	werden.
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um auf Eis.2 Die EU machte die Wiederaufnahme des 
Rates in der Folge von Fortschritten im Friedensprozess 
abhängig. 2022 hob die EU diese Position jedoch auf. 
Im Oktober 2022 trafen sich darauf EU-Vertreter unter 
Führung des Außenbeauftragten Josep Borrell mit der 
von Minister Elazar Stern angeführten israelischen De-
legation.3 Die Tatsache, dass die damalige Bennett-La-
pid-Regierung einen Neustart der Beziehungen mit der 
EU anstrebte, erleichterte diese Entscheidung. Gene-
rell setzte sich in der EU die Einschätzung durch, dass 
Dialog unersetzlich ist.

Durch die Neuwahlen in Israel 2022 geriet dieser Pro-
zess wieder ins Stocken. Seit Anfang 2024 versuchen 
zwar einige Israel kritischer gegenüberstehende Mit-
gliedstaaten die Neueinberufung des Rates voranzu-
treiben. Israel war diesbezüglich jedoch zurückhaltend 
und strebte an, das Forum erst während der Ratsprä-
sidentschaft Ungarns, das enge Beziehungen mit Is-
rael unterhält, einzuberufen.4 Dies stößt wiederum in 
der EU auf Widerstand, sodass möglicherweise bis zur 
polnischen Ratspräsidentschaft ab 01. Januar 2025 mit 
einer Revitalisierung des Rates gewartet werden muss. 

Insgesamt hat die EU in Israel ein Imageproblem. Mit 
39 Prozent sehen die meisten Israelis die EU als Kontra-

henten und nicht als freundlich eingestellte Organisati-
on (33 Prozent).5 Zuletzt (September 2023) stieg jedoch 
die Anzahl derer, die die Verbesserung der Beziehun-
gen als eine außenpolitische Priorität betrachten.6

Neben dem Assoziationsrat gibt es weitere Ebenen der 
Zusammenarbeit, insbesondere im wirtschaftlichen 
Bereich. Israel ist Teil der Zielregion der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und Mitglied der aus dem Bar-
celona-Prozess hervorgegangen Union für den Mittel-
meerraum.7 Relevant ist zudem der Gasliefervertrag, 
den die Europäische Kommission im Juni 2022 mit 
Ägypten und Israel abgeschlossen hat, um zusammen 
mit anderen neuen Quellen die Abhängigkeit von Russ-
land durch israelisches LNG-Gas zu verringern, das über 
ägyptische Terminals exportiert wird.8/9 

Auch unter dem Eindruck der Zeitenwende am 24. Fe-
bruar 2022 unterzeichneten die EU sowie Frankreich, 
Italien und Deutschland am 10. September 2023 eine 
Absichtserklärung für die Einrichtung des India-Midd-
le East-Europe Economic Corridor.10 Die Beteiligung der 
EU ist Teil der im Dezember 2021 verkündeten Global 
Gateway Initiative (siehe Infobox auf Seite 3), die Inf-
rastrukturprojekte zur Vernetzung von Europa und der 
Welt fördern soll. Gemeinsam mit Indien, den USA, Sau-
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di-Arabien, den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) 
und Jordanien verfolgt Europa das Ziel, einen neuen 
Wirtschaftskorridor entstehen zu lassen. Der Korridor 
verbindet Indien und die VAE per Schiff. Ab dort ist der 
Weitertransport der Waren bis nach Israel per Bahn-
trasse vorgesehen. Zwischen Haifa (Israel) und Piräus 
(Griechenland) soll der Transport wiederum über das 
Meer erfolgen. Die Route ist damit als Alternative zur 
Suez-Route wie auch zu Chinas „Neuer Seidenstraße“ 
konzipiert. Mit dem türkisch-irakischen Development 
Road Project gibt es einen weiteren geplanten konkur-
rierenden Korridor, der Europa und den Persischen Golf 
verbinden soll.

Durch die wirtschaftliche Integration des arabischen 
Raumes mit Israel kann der IMEC zur Stabilität des 
Nahen Ostens beitragen. Wichtig für den Erfolg des 
Projekts ist jedoch die Erweiterung und Vertiefung der 
Abraham-Abkommen, nicht zuletzt durch eine Norma-
lisierung der Beziehungen zwischen Israel und Saudi-
Arabien: Ohne einen solchen Schritt fehlt der zentrale 
Baustein des Korridors.

Die Positionierung der EU im Israelisch-Palästinensi-
schen Konflikt

Die EU-Mitgliedstaaten versuchen ihre Politik hinsicht-
lich des israelisch-palästinensischen Konflikts möglichst 
abzustimmen. Bislang hielten sie sich mit Ausnahme 
Schwedens und einiger Staaten, die diesen Schritt vor 
ihrem EU-Beitritt vollzogen hatten, mit einer unilatera-
len Anerkennung eines Staates Palästina zurück. Dies 
änderte sich im Mai 2024 mit der Ankündigung Spa-
niens und Irlands, einen Staat Palästina unmittelbar 
anzuerkennen.11 Der Konsens innerhalb der EU bis zu 
diesem Zeitpunkt lautete, dass eine solche Anerken-

nung ein Teil einer einvernehmlich verhandelten end-
gültigen Lösung („Permanent Status“) zwischen Israel 
und der palästinensischen Seite sein müsse. Auch die 
Verlautbarung der EU nach dem letzten Assoziations-
rat (Oktober 2022) berief sich auf eine Lösung durch 
Verhandlungen der beiden Konfliktparteien.12 Die Bun-
desrepublik distanzierte sich mit diesem Argument von 
dem Schritt Irlands und Spaniens.13 Auch der Zeitpunkt 
der Entscheidung kann kritisch gesehen werden: Im 
Kontext des 07. Oktobers liefert sie der Hamas inner-
halb der palästinensischen politischen Landschaft Argu-
mente gegenüber moderaten Kräften. Die Terrororga-
nisation kann so behaupten, dass ihre Gewaltstrategie 
im Gegensatz zu Verhandlungen Früchte trägt.

Die Europäische Gemeinschaft hatte sich bereits 1980 
mit der Venedig-Erklärung sowohl für palästinensi-
sche Selbstbestimmung als auch das Recht Israels, in 
Sicherheit zu leben, ausgesprochen. 2002 wurde die 
EU Teil des „Nahost-Quartetts“. Seitdem hat ihre Rolle 
im Friedensprozess jedoch wieder abgenommen, was 
auch daran liegt, dass der Prozess generell an Dynamik 
eingebüßt hat. Grundlage der gemeinsamen EU-Posi-
tion bleibt weiterhin eine einvernehmlich verhandelte 
Zweistaatenlösung.

Dies führt zur Frage, welche Rolle die EU ein Jahr nach 
dem 07. Oktober 2023 einnehmen kann. Nach Kriegs-
ende wird sie nicht umhinkommen, sich am Wiederauf-
bau Gazas zu beteiligen. Auch wird über eine weiterge-
hende Rolle der EU in Gaza nach dem Krieg spekuliert. 
Von israelischer Seite wird vorgeschlagen, dass die EU 
gemeinsam mit moderaten palästinensischen Kräften 
die Kontrolle der Grenze zwischen Gaza und Ägypten 
(Philadelphi-Korridor) übernimmt.14 Bereits zwischen 
2005 und Juni 2007 unterstützte die EU im Rahmen 
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Global Gateway Initiative

■	 Die	Global	Gateway	Initiative	ist	ein	EU-Programm	zur	Förderung	von	handelspolitisch	relevanten	Infrastrukturmaß-
nahmen	rund	um	die	Welt.	Viele	sehen	sie	als	Antwort	der	EU	auf	die	„Neue	Seidenstraße“	der	Volksrepublik	China.

■	 Das	Projekt	wurde	2023	von	der	Europäischen	Kommission	ins	Leben	gerufen	und	umfasst	einen	bis	2027	laufenden	
Etat	von	bis	zu	300	Milliarden	Euro.

■	 Im	vergangenen	Jahr	wurden	bereits	90	Projekte	in	den	Bereichen	Digitales,	Energie	und	Verkehr,	Gesundheit,	Bildung	
und	Forschung	gestartet.	

■	 Der	Nahe	Osten	gehört	neben	Lateinamerika	und	der	Karibik	sowie	Subsahara-Afrika	zu	den	Zielregionen	der	Initiative.
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der EUBAM-Rafah-Mission die Palästinensische Auto-
nomiebehörde bei der Abwicklung des Grenzverkehrs 
in Rafah. Damals hatte die Machtergreifung der Hamas 
der Mission ein Ende gesetzt. Weiterhin engagiert ist 
die EU im Westjordanland mit der seit 01. Januar 2006 
laufenden EU Police Mission in the Palestinian Territo-
ries (EUPOL COPPS). Die Mission unterstützt die Auto-
nomiebehörde bei der Reform und dem Aufbau ihres 
Polizei- und (seit 2008) Justizsystems. Nach dem Ende 
des Gazakrieges könnte diese Tätigkeit ggf. wieder auf 
Gaza ausgedehnt werden. 

Dies setzt eine gemeinsame EU-Position voraus. Im 
besten Falle könnten sich die sich teilweise erheblich 
unterscheidenden Positionen zum Konflikt mittel- bis 
langfristig als Vorteil erweisen. Für eine Neubelebung 
des Friedensprozesses bedarf es Kräften, denen bei-
den Konfliktparteien Vertrauen entgegenbringen. Ein 
mit Israel enge Beziehungen unterhaltener Staat wie 
Deutschland könnte in Zusammenarbeit mit einem 
Staat mit ähnlichem Ansehen in Ramallah eine solche 
Rolle übernehmen. 

Die EU und der Umgang mit dem Iran

Die EU-Politik gegenüber dem Iran ist wie der Umgang 
mit dem israelisch-palästinensischen Konflikt eine Fra-
ge von äußerster Aktualität. Allein durch den Umstand, 
dass der Iran auch als wichtiger Unterstützer der Hamas 
gilt, kann und muss die EU hier ihre Taktik überdenken. 

Die EU hat in den vergangenen Jahren durch mehrere 
Maßnahmen versucht, auf die Situation im Iran und in 
der Region einzuwirken. Sie unterhält aktuell aus zwei 
Anlässen Sanktionen gegenüber dem Iran: Aufgrund 
der Unterdrückung der Zivilgesellschaft und Verstö-
ßen gegen die Menschenrechte sowie aufgrund des 
iranischen Raketen- und Drohnenprogramms. Bis zum 
Abschluss des JCPOA unterhielt die EU zusätzlich Sank-
tionen im Hinblick auf das iranische Atomprogramm.15 
Des Weiteren wird seit längerer Zeit gefordert, die ira-
nischen Revolutionsgarden auf die EU-Terrorliste zu 
setzen. Der Europäische Rat hat im Januar 2012 im Hin-
blick auf das Atomprogramm weitreichende Sanktionen 
beschlossen, die insbesondere aus einem Ölembargo 
sowie Finanz- und Transportsanktionen bestanden.16 

Diese wurden im Juli 2015 durch das JCPOA aufgeho-
ben. Aktuell wird jedoch weiterhin kaum iranisches Öl 
in die EU importiert. Dies liegt an extraterritorial (d.h. 

außerhalb des US-Rechtsgebietes) angewandten US-
Sanktionen. Die EU verbietet Unternehmen ihrerseits, 
sich an solche Sanktionen zu halten („Blocking Regula-
tion“). Verstöße werden bislang jedoch kaum verfolgt.

Das EU-Sanktionsregime gegenüber dem Iran geht ins-
gesamt weniger weit als diejenigen anderer westlicher 
Staaten wie den USA oder Großbritannien. Dies liegt 
nicht zuletzt daran, dass innerhalb der EU ein Abstim-
mungsprozess zwischen 27 Mitgliedstaaten notwendig 
ist. Dazu müssen EU-Sanktionen nach den 2004 be-
schlossenen „Basic Principles“ regelmäßig auf ihre wei-
tere Berechtigung überprüft werden. Dies führt dazu, 
dass für ihre Verlängerung immer wieder eine neue 
politische Mehrheit gefunden werden muss. Die Tatsa-
che, dass dies sowohl Zeit als auch politisches Kapital 
in Anspruch nimmt, trägt dazu bei, dass die EU-Sank-
tionen im Vergleich lockerer sind.17 

Auch die Politik gegenüber dem iranischen Atompro-
gramm wird von institutionellen Faktoren beeinflusst. 
Aus dem Blickwinkel der EU ist die Iranpolitik der letz-
ten Jahre erfolgreich gewesen. Die EU hat in den Atom-
verhandlungen eine herausgehobene Rolle gespielt 
und erreicht, dass der Hohe Beauftragte der EU die 
Rolle des Koordinators der Gemeinsamen Kommission 
einnimmt, die die Umsetzung des JCPOA begleitet.18 
Die EU konnte so international ihren Stellenwert aus-
bauen. Rein faktisch sind die Verhandlungen mit dem 
Iran zur Neuauflage des JCPOA gescheitert. Aufgrund 
der erheblichen fortgesetzten Verstöße Irans gegen 
das JCPOA und der iranischen Unterstützung Russlands 
werden die nuklearbezogenen Sanktionen gegenüber 
dem Iran auch weiterhin auf EU Ebene beibehalten. 

Nach dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen 
im Mai 2018 beschloss die Europäische Kommission 
ein Unterstützungspaket für wirtschaftliche Koope-
ration mit dem Iran.19 Zwischenzeitlich strebte die EU 
auch eine Anpassung des „External Lending Mandate“ 
der Europäischen Investitionsbank zur Förderung der 
iranischen Wirtschaft an.20 Mit dem sogenannten „Ins-
trument zur Unterstützung des Handelsaustauschs“ 
(INSTEX) entwickelte Europa außerdem ein Zahlungs-
abwicklungssystem, das wirtschaftliche Beziehungen 
mit dem Iran vor US-Sanktionen schützen sollte.  Dieses 
wurde jedoch im März 2023 abgewickelt. Das Auswär-
tige Amt wies in seiner Stellungnahme dazu darauf hin, 
dass die europäische Wirtschaft großes Interesse an 
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der Nutzung von INSTEX hatte. Der Iran habe den Me-
chanismus jedoch aus politischen Gründen blockiert.22  

Die Situation erscheint festgefahren: Die Biden-Regie-
rung war seit 2021 daran gescheitert, den Iran zu neu-
en Kompromissen im Rahmen einer Neuverhandlung 
zu bewegen. Angesichts der Spannungen im Nahen 
Osten bestehen Zweifel, dass auch die Wahl des ver-
gleichsweise moderaten Präsidenten Masoud Pesesch-
kian Bewegung in die Verhandlungen bringen kann. Die 
Jahre nach dem amerikanischen Austritt aus dem Ab-
kommen waren von zunehmenden Verstößen des Iran 
gegen den Vertrag geprägt. Die Lieferung von Drohnen 
und Raketen an Russland seit August 2022 erschwert 
die Verständigung zwischen der EU und Iran zusätzlich 
erheblich. 

Nichtsdestotrotz sucht die EU weiterhin den Kontakt 
zum Iran. Im Gegensatz zu den auf Distanz bedachten 
Mitgliedstaaten nahm mit Enrique Mora, Stellvertre-
tender Generalsekretär des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes und EU-Chefunterhändler in den Atomver-
handlungen, ein prominenter EU-Vertreter Ende Juli 
2024 an der Amtseinführung von Peseschkian teil.23  

Angesichts dieser Situation empfiehlt sich für die 
EU eine Politik, die sich an der Logik des Harmel-Be-
richts und des daraus entstandenen NATO-Doppelbe-
schlusses (Dezember 1979) orientiert. Dieser vereinte 
als Antwort auf die Aufrüstung der Sowjetunion im 
Mittelstreckenbereich das Angebot zu Verhandlun-
gen mit gleichzeitigen Gegenmaßnahmen. Ohne die 
letzteren wird der Anreiz für den Iran gering sein, in 
möglichen zukünftigen Verhandlungen Kompromisse 
einzugehen. 
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